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Unter der Schlagzeile „Wo wir Grünen an die 
Schalthebel der Macht kommen, werden wir nicht 
mehr verhandeln“ hat Noch-Landessprecherin 
Sandra Detzer MdB für die WELT einen Gastbei-
trag geschrieben, der mir das Blut in den Adern 
gefrieren lässt. Einmal an der Regierung, werde 
die Grünen nichts mehr aufhalten können, heißt 
es da, und man werde mit aller Macht gestalten 
und vorangehen: „Der Klimawandel lässt schließ-
lich keine Zeit mehr.“ 

Versprechungen und Drohungen liegen in die-
sem Text so nahe beieinander, dass man sich in 
eine Vergangenheit versetzt fühlt, die man bes-
ser nicht mehr erleben möchte. „Wir werden alle 
Macht nutzen, so lange, bis am Ende wir selbst 
auf dem Thron landen“, schreibt Detzer. Genau 
das Denken, das sie bereits bei der Vorstellung 
des Stuttgarter Koalitionsvertrags mit dem Satz 

„Keine Schuldenbremse der Welt wird uns davon 
abhalten, Baden-Württemberg bis 2030 klima-
neutral zu machen“ an den Tag legte. 

Detzer kündigt ganz ungeniert das Ende des 
uns bekannten freien Lebens an. Sie zeigt of-
fen, dass die Grünen nichts von Meinungsvielfalt 
und Demokratie halten. Umwelt ist Nebensache, 
die Gesellschaft soll verändert werden, Freiheit 
war einmal. Nach der Wahl, bei der übrigens 85% 
der Wähler auf die Vertretung durch die Grünen 
verzichteten, zeigt man das wahre Gesicht und 
offenbart, was nach Kretschmann alles lauert. 
Selbst ein Boris Palmer wird nicht mehr geduldet. 

Der frühere Bundespräsident von Weizsäcker er-
klärte bei seiner Antrittsrede: „Keiner darf für 
sich den Besitz der Wahrheit beanspruchen, sonst 
wäre er unfähig zum Kompromiss und überhaupt 
zum Zusammenleben; er würde kein Mitbürger, 
sondern ein Tyrann.“ Die AfD ist die einzige Frakti-
on, die gegenwärtig die Prinzipien von Demokratie, 
Pluralismus und Eigenverantwortung hochhält. In 
diesem Journal informieren wir Sie über die Arbeit 
unserer Landtagsfraktion Baden-Württemberg 
und wünschen Ihnen eine informative Lektüre.

Ihr

Bernd Gögel
Fraktionsvorsitzender

Liebe Mitbürger,

Drei neue Instrumente, schlägt die AfD-
Fraktion vor, sollen Abhilfe schaffen:

	f der Einwohnerantrag:  
Bürger beauftragen den Kreistag,  
sich mit einem Thema zu befassen

	f der Einwohnerentscheid:  
Der Kreistag überträgt den Bürgern 
freiwillig eine Entscheidung

	f das Einwohnerbegehren:  
Bürger verlangen vom Kreistag, ihnen 
eine Entscheidung zu überlassen

Daneben strebt die AfD-Fraktion die Direkt-
wahl des Landrats an, wie dies schon in vie-
len Bundesländern üblich und zielführend 
ist. Zudem sollen Kandidaten bei der Kreis-
tagswahl in zwei Wahlkreisen des Kreisge-
biets kandidieren können, statt nur in einem 
Wahlkreis. Das bisherige System bevorzugt 
die großen Parteien, die lieber unter sich 
bleiben und ihre Listen überall mit unbe-
kannten „Zählkandidaten“ auffüllen, ohne 
dabei politische Positionen zu vertreten.

Nur in den Gemeinden besteht für die Bürger die Möglichkeit, Politik und Entscheidungen 
zu beeinflussen oder zu treffen, zum Beispiel mittels Volksentscheid oder Direktwahl des 
Bürgermeisters. Aber schon in den Landkreisen gibt es keinerlei Mitspracherechte - ob-
wohl auch auf Kreisebene wichtige Entscheidungen getroffen werden, die ganz konkret 
in den Alltag der Bürger eingreifen, etwa zu Krankenhäusern, beruflichen Schulen oder 
Abfallentsorgung.

Der Arbeitskreis Finanzen der AfD-Landtagsfraktion will in diesem Jahr einige parlamentari-
sche Initiativen auf den Weg bringen. Das sind zunächst die steuerliche Entlastung der Land- 
und Forstwirtschaft, die wir von der Grundsteuer A grundsätzlich befreien wollen, sowie die 
Steigerung der Haushaltstransparenz durch die Einführung der doppelten Buchführung in 
der Landesverwaltung. 

Die wichtigste Initiative ist die gesetzliche Senkung der Grunderwerbsteuer. Seit dem 
01.09.2006 haben die Bundesländer die Befugnis zur Bestimmung des Steuersatzes der 
Grunderwerbsteuer. In Baden-Württemberg wurde der Steuersatz im Jahr 2011 auf 5,0 % an-
gehoben. Eine Senkung war bereits in der 16. Wahlperiode Gegenstand parlamentarischer 
Initiativen der AfD-Fraktion, u.a. mit Gesetzentwurf vom  02.10.2018 (Drs. 16/4897). Eine nied-
rigere Grunderwerbsteuer ist unverändert erforderlich, um die Zusatzkosten für Immobilien-
käufe zu reduzieren und Akzente gegen den Wohnungsmangel zu setzen. 

Grunderwerbsteuer jetzt senken!

Direktwahl und  
Bürgerentscheid

Bernd Gögel ist seit 2017 Vorsitzender 
der AfD-Fraktion im Landtag von 
Baden-Württemberg. Der 67-jährige 
Logistik-Unternehmer lebt mit seiner 
Familie in Tiefenbronn (Enzkreis).
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Das Land braucht Platz für die Aufnahme von 
echten Flüchtlingen wie Frauen und Kindern 
aus den Kriegsgebieten in der Ukraine. Aus-
reisepflichtige Migranten sollen daher bald-
möglichst und unbürokratisch abgeschoben 
werden, sobald ein Gericht über ihren Status 
entschieden hat. 

Baden-Württemberg hat bislang ein 3-stufi-
ges Aufnahmeverfahren gewählt: in der ersten 
Stufe werden Asylbewerber in wenigen landes-
eigenen Liegenschaften („Landeserstaufnah-
meeinrichtungen“, kurz: LEA) untergebracht, 
in der zweiten Stufe in Gemeinschaftsunter-
künften in allen Landkreisen, in der dritten 
Stufe in Einrichtungen der Gemeinden. 

Die Folge ist eine Verteilung aller Asylbe-
werber in die Fläche – auch derjenigen, die 
unser Land wieder verlassen müssen. Eine 
Gewährung von Sachleistungen wird ext-
rem erschwert, zur Versorgung muss Geld 
gezahlt werden. Das ist ein enormer „Pull-
Faktor“: Wir werden attraktiv als „Fluchtziel“. 
Außerdem sind die Ausreisepflichtigen in der 
Fläche schwer erreichbar oder tauchen gar 
unter, sodass beinahe 75  Prozent aller Ab-
schiebeversuche scheitern.

Die AfD-Fraktion will Baden-Württemberg 
für Wirtschaftsmigranten unattraktiver ma-
chen sowie eine strenge und umfängliche 
Abschiebepraxis einführen. Dafür soll unser 
„Asylbewerberunterbringungs- und Versor-
gungsgesetz“ (AsylbUVG) sorgen.

Darin brechen wir mit der Dreiteilung der 
Unterbringung und führen eine Zweiteilung 
ein: Nach der Erstaufnahme werden alle 
Asylbewerber zunächst in nur noch vier 
großen Gemeinschaftsunterkünften unter 
der Regie der Regierungspräsidien unter-
gebracht. Somit werden die Landkreise 
von dieser Aufgabe entlastet, die bisher im-
mense Kosten und Bürokratie verursachte. 
Die Landesregierung kann dann die Folgen 
illegaler Einwanderung nicht mehr an die 
Bürger weiterreichen, die unter Wohnungs-
mangel und steigender Kriminalität zu lei-
den haben. 

Neben der Entlastung der Kommunen besteht 
ein weiterer Effekt darin, dass das Sachleis-
tungsprinzip umgesetzt werden kann. Zwar 
ist eine 100-prozentige Umstellung aufgrund 
der Bundesgesetzgebung nicht möglich. Al-
lerdings hat das Land Gestaltungsspielraum, 
den die AfD-Fraktion gern vollständig aus-
nutzen möchte. Nicht zuletzt ermöglicht die 
zentralisierte Unterbringung eine bessere 
Kontrolle des Aufenthaltsorts der Asylbewer-
ber, was Abschiebungen erleichtert – zumal 
unser neues Gesetz auch noch „Ausreiseein-
richtungen“ vorsieht. 

Was weithin unbekannt ist: Asylbewerbern 
steht auch eine völlig kostenlose Gesund-
heitsversorgung zu. Das führt dazu, dass 
sie teilweise gegenüber Kassenpatienten 
bevorzugt werden. Unser AsylbUVG macht 
Schluss damit.

Kretschmanns  
Corona-Willkür 
Das Corona-Virus hat das Land unvorbereitet ge-
troffen, die vermeintlichen Schutzmaßnahmen 
erwiesen sich aber weder als zielführend noch ef-
fektiv. Es gab zu keinem Zeitpunkt eine wirkliche 
„epidemische Lage von nationaler Tragweite“! 
Doch die grün dominierte Regierung, die ohne-
hin zu Verboten und autoritärem Handeln neigt, 
will sich von ihren Grundrechtsbeschränkungen 
nicht trennen.  Zu verlockend war es, unter der 
Flagge von „Gesundheitsschutz“ unzählige Frei-
heitsbeschränkungen einzuführen und mit Not-
verordnungen unbehelligt durchzuregieren. Die 
AfD-Fraktion hat sich diesem autoritären Treiben 
als einzige Kraft offen entgegenstellt. 

Kaum forderte die AfD-Fraktion im Juni 2021 ein 
Ende der Maskenpflicht in den Schulen, sprang 
Sozialminister Manfred Lucha einen Tag später 
darauf an. Forderten wir schon im Juli 2021, die 
beinahe schon religiöse Anbetung der 7-Tage-In-
zidenz zu beenden, werden Monate später neue 
Indikatoren ergänzt. Forderte die AfD-Fraktion 
von Anbeginn „Impfen ohne Zwang“, hat sich An-
fang Februar sogar CDU-Wirtschaftssprecher 
Winfried Mack gegen eine Impfpflicht und damit 
gegen seine grün-schwarze Koalition gestellt und 
die Aufhebung der Corona-Maßnahmen verlangt. 

Und vor allem: Die AfD-Fraktion forderte bereits 
im August 2020 und nochmals mit einem Antrag 
im Mai 2021 einen „Runden Tisch“, an dem Ex-
perten die aktuelle Situation anhand von Zahlen 
und Fakten bewerten sollten. Anfang Februar 
2022 hat nun Grün-Schwarz in diesem Sinne 
beschlossen, eine „Enquetekommission Krisen-
feste Gesellschaft“ einzuberufen, die Lehren aus 
der Corona-Pandemie ziehen soll.

Die Landtagsopposition aus AfD, FDP und SPD 
bezweifelt jedoch, dass überhaupt eine kritische 
Rückbetrachtung und ehrliche Aufarbeitung mög-
lich ist. Unser Widerstand Hand in Hand mit dem 
Protest auf der Straße zeigt: AfD-Fraktion wirkt!

Wirtschaftsmigranten: 

Platz für echte 
Flüchtlinge schaffen

Immer mehr „Flüchtlinge“- immer weniger Abschiebungen 
 
     

 
 
 
Asylbewerber und kein Ende: Die Zahl der neuen Asylbewerber in Baden-
Württemberg hat sich von 2020 auf 2021 auf über 11.000 verdoppelt1! 
 

Rechtsstaat ohne Biss: so viele Abschiebungen  
                   

 wurden versucht sind gescheitert in % gescheitert 
 

2018 8.974 5.956 66 % 
2019 8.227 5.579 67 % 
2020 4.190 2.828 67 % 
2021 bis 1.855 1.127 60 % 

 
In der Mehrzahl der Fälle (über 50 %) waren die Betroffenen untergetaucht. 
 

 
1 https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/mehr-fluechtlinge-in-baden-wuerttemberg-asyl-100.html 
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Der Wohlstand Baden-Württembergs be-
ruht auf der Ausbildung hochqualifizierter 
Bürger. Doch dieser Erfolgsgeschichte 
droht ein jähes Ende. Aktuell befinden wir 
uns gerade noch auf Platz sechs im Bil-
dungsvergleich der Bundesländer. Noch 
vor zehn Jahren lag Baden-Württemberg 
auf dem zweiten Platz. 

Diese Abwärtsspirale wird dadurch ver-
stärkt, dass in vielen Städten über die 
Hälfte der Kinder schon im Kindergarten 
nur über schlechte Deutschkenntnisse 
verfügen. Wenn Kinder ihre Lehrer nicht 
verstehen, können sie dem Unterrichts-
stoff nicht folgen. 

Das wollen wir als AfD-Fraktion verhin-
dern, indem wir Defizite frühzeitig aus-
gleichen. Unsere Bildungspolitik konzen-
triert sich auf Leistung und Wissen. Die 
Landesregierung setzt dagegen auf die 
Vermittlung sogenannter „Kompetenzen“. 
Den Nachweis über deren Erfolg bleibt sie 
uns und den Bürgern schuldig: Er stellt 
sich schlichtweg nicht ein. Darüber hinaus 
wird immer mehr Weltanschauung in die 
Schule getragen. Statt „Jugend trainiert 
für Olympia“ oder „Jugend forscht“ gibt es 
Workshops zum Klimawandel oder zu Er-
fahrungen von „Transmenschen“. 

Die Folgen sind gravierend. Wenn Schul-
abgänger weder ausbildungs- noch stu-
dierreif sind, ist das eine bildungspoliti-
sche Bankrotterklärung. Hinzu kommt die 
katastrophale Schulpolitik während der 
Corona-Pandemie. Es sind extreme Lern- 
und Entwicklungsrückstände entstanden.

Unsere Lösung für ein starkes Baden-
Württemberg setzt bereits mit Lernzielen 
im Kindergarten an, da es in der Grund-
schule bereits zu spät ist, um Defizite aus-
zugleichen. Die vier Hauptziele sind: 

Die Verbesserung der Sprachkompetenz 
aller Schüler auf mindestens Niveaustufe A1 
in homogenen Klassen unabhängig von ihrer 
Herkunft, weil das Lernen in solchen Klassen 
nachweislich effektiver ist und zu besseren 
Resultaten führt. 

Die Verbesserung der Mathematik-
Kenntnisse durch das Rechnen im Zahlen-
raum bis 10. 

Die Verbesserung der Motorik durch Ball-
spiele und Bewegungsübungen. 

Die Verbesserung der Identifikation 
mit dem nahen Umfeld durch Heimat-
kunde. Hierzu gehören etwa Geographie- und 
Wetterkenntnisse, aber auch die Kenntnis von 
Jahreszeiten, Monatsnamen und Himmels-
richtungen.  

Daneben soll das Sozialverhalten gefördert wer-
den, weshalb wir die Wiedereinführung seiner 
Benotung fordern. Am Ende steht eine Evaluie-
rung des Entwicklungsstands als Voraussetzung 
für den Besuch der Grundschule. 

Schulstart   gesetz
Das gute

Unsere schulpolitische Lösung:

Mehr unter  
vorschule.fürbw.de

Jetzt! 
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Baden-Württembergs grün-schwarze Koalition ist 
der Vorreiter in Sachen „Klimarettung“. Während 
man einige Ideen noch als ‚harmlos‘ abtun kann, 
sind es Projekte wie das 2-Prozent-Ziel nicht. Der 
Koalitionsvertrag sieht für diese Legislatur den Bau 
von 1.000 Windrädern vor. Dieser Plan ist aus zahl-
reichen Gründen fragwürdig. Auch 1.000 zusätzliche 
Windindustrieanlagen (WIA) kompensieren nicht 
die Abschaltung des Reaktors Neckarwestheim. Es 
werden zusätzliche Gas- und Kohlekraftwerke nötig 
sein. Zudem weht der Wind nicht konstant. Aus die-
sem Grund können WIA niemals als einzige Energie-
quelle genutzt werden. Die Speicherung der Energie 
wird auf absehbare Zeit nicht wirtschaftlich möglich 
sein. Wird Windenergie allerdings nicht sofort benö-
tigt, muss sie ggf. sogar verkauft werden. 

105 Dezibel Infraschall
WIA sind ein Eingriff in die Natur. Sie haben ein 
metertiefes Zement-Fundament, versiegeln den 
Boden genauso wie ein Gebäude. Ihre Flügel 
töten Fledermäuse und Vögel – Tiere, an denen 
sonst der Bau von zum Beispiel Straßen scheitert, 
weil dort der Artenschutz zählt. Auch sind WIA 
nicht lautlos. Unter Volllast entstehen an der Rot-
ornabe bis zu 105 Dezibel. Um Anwohner und die 
Natur vor schädlichem Lärm zu schützen, müs-
sen deshalb Grenzwerte und Mindestabstände 
eingehalten werden. Doch diese Mindestabstän-
de, die bei uns schon immer niedriger waren als 
zum Beispiel in Bayern, sollen nun radikal noch 
weiter reduziert werden. Dass WIA durch ihren 
Infraschall auch der Gesundheit schaden können, 
belegen zahlreiche Untersuchungen schon lange. 

Und die Rotorblätter müssen entsorgt werden: das 
sind bis 2023 allein in Europa circa 14.000 Stück. 
Durch die Mischung mit glasfaserverstärktem 
Kunststoff werden sie allerdings zum Sondermüll. 
Die Eingriffe in das Landschaftsbild sind sowohl 
bei WIA als auch bei Solarparks enorm. Und da ins-
besondere die Einbeziehung von Bürgern Zeit kos-
tet, will Landesumweltministerin Thekla Walker 
(Grüne) dies nun „beschleunigen“, sprich umgehen.

Auch geographische Gründe sprechen gegen das 
2-Prozent-Ziel. Photovoltaik-Anlagen auf Dächern, 
über Parkplätzen etc. zählen nicht dazu, sondern 
nur „Freiflächen“-Anlagen. Da Großstädte und Me-
tropolregionen keine solchen Freiflächen haben, 
müssen die ländlichen Gebiete das ausgleichen. 
Im ländlichen Raum rechnet man mit 4 bis 6 
Prozent, um dann über den Regionalplan das Soll 
von 2 Prozent zu erfüllen. Klar ist, dass sich das 
2-Prozent-Ziel extrem ungleich verteilen wird. 
Ein Beispiel: im ländlichen Neckar-Odenwald-
Kreis beträgt die Siedlungs- und Verkehrsfläche 
fast 11 Prozent der 112.625 Hektar. 4 Prozent be-

deuten also 4505 Hektar, was einem Zuwachs der 
bebauten Fläche von fast 37 Prozentpunkten 
entspricht. Dazu sieht die Regierung ein Flächen-
potential von mindestens 1.002 (!) Windrädern 
allein in diesem Landkreis. Der Ausbau von Wind-
energie und Freiflächen-Photovoltaik bedeutet 
also für den ländlichen Neckar-Odenwald-Kreis 
das Zubauen einer Fläche, welche rund 10.000 
Fußballfeldern entspricht. Für ganz Baden-Würt-
temberg bedeutet die harmlos klingende gesetzli-
che 2-Prozent-Regel den Ausbau von Windrädern 
und Freiflächen-Photovoltaik auf einer Fläche der 
Größe von unfassbaren 150.000 Fußballfeldern. 

Flächenfresser Photovoltaik
Geradezu unverschämt: Wenn eine Familie auf 
einem geerbten Grundstück ihr Häuschen bauen 
will, dann wird für sie das „Netto-Null“-Ziel der 
Regierung für den Flächenverbrauch zum Prob-
lem. Beim Aufstellen von Photovoltaik-Anlagen 
auf fruchtbaren Ackerflächen hingegen spielt es 
keine Rolle. Die AfD-Fraktion im Landtag von Ba-
den-Württemberg widersetzt sich entschieden 
dieser unnatürlichen Umgestaltung unserer jahr-
hundertealten Kulturlandschaft, welche danach 
nicht mehr wiedererkennbar sein wird.

Für die AfD-Fraktion ist klar: Im windschwachen 
Baden-Württemberg ist das 2-Prozent-Ziel Un-
sinn. Dabei Kulturlandschaften willkürlich zu zer-
stören und die Gesundheit der Anwohner zu be-
einträchtigen, bei explodierenden Strompreisen, 
ist bürgerfeindlich. Wir wollen die Energiepolitik 
wieder an naturwissenschaftlichen Tatsachen 
ausrichten und fordern ein Energiemoratorium.

1000 Windräder bedeuten 40 Prozent mehr bebaute Fläche

Wie Klimawahn den 
Regenwald zerstört

Allein in einem 80 Meter langen 
Rotorblatt werden rund 15 Kubikmeter 
Holz verbaut, meist Balsaholz, das vor 

allem aus Ecuador importiert wird. Von 
dem Raubbau dort sind Tier, Mensch und 

Regenwald gleichermaßen betroffen.

Energie-Irrsinn 



Die Steuerschätzung des vorigen Jahres hat ein 
Plus von 1,2 Mrd. € an Steuereinnahmen ergeben. Die 
Grünen brachten daraufhin Änderungsanträge über 
1,7 Mrd. € in den Haushalt ein. Die Rechnung „1,2 Mrd. € 
mehr, also 1,7 Mrd. € mehr zum Verteilen“, zeugt vom 
grünen Bildungsniveau in Baden-Württemberg. Klar, 
dass der derzeitige Haushalt keinen Schwerpunkt 
bei den Bildungsausgaben setzt. Schritte zur Be-
kämpfung der Corona-Bildungsrückstände sucht 
man vergebens. Die Leidtragenden sind die Schüler.

Der Bürger scheint der grünen Regierung völlig egal 
zu sein. Der Haushalt liest sich in weiten Teilen wie 
der Etat eines Entwicklungshilfe-Ministeriums. Bu-
rundi, Dohuk, Pernambuco, alle erhalten Steuergel-
der aus Baden-Württemberg. Welchen Nutzen die 
Bürger aus diesen Millionenzahlungen haben, bleibt 
unklar. Schlicht nicht nachvollziehbar ist, dass der 
Lehrernachwuchs in den Sommerferien vom Land 
nicht bezahlt werden kann, wie es die AfD-Fraktion 
vergeblich beantragt hat. Die SPD hat sogar noch 
eine Erhöhung der Millionen-Hilfen für Dohuk bean-
tragt. Dieser Haushalt ist ein Skandal. 

Die mit der Brandschutz- und Elementar-
schadenversicherung befassten Pflicht- 
und Monopolanstalten (PMA) wurden in der 
Bundesrepublik 1994 abgeschafft – vor-
geblich im Zuge der Liberalisierung im 
Europäischen Binnenmarkt. Diese PMA 
waren bewährte Versicherungsträger, bei 
denen nahezu alle Gebäudeeigentümer 
versichert waren. Sie wurden in Aktienge-
sellschaften umgewandelt und die gesetz-
lichen Pflichtversicherungen in vertragli-
che Versicherungsverhältnisse überführt. 

Die Gebäudeeigentümer waren gezwun-
gen, ihre Liegenschaften bei privaten 
Versicherungsgebern zu versichern. Da-
bei stiegen die Beiträge rasant. Diese 
Preissteigerungen sind selbst inflations-
bereinigt nur dadurch zu erklären, dass 
die nicht gewinnorientierte Organisation 
in eine gewinnorientierte überführt wur-
de. Dies hat insbesondere bei Eigenheim-
besitzern zu einer starken Erhöhung der 
Versicherungsbeiträge geführt. Profiteu-
re waren hingegen die Großkunden und 
die Versicherungsgeber.

Überschwemmungen wie Mitte 2021 im 
Ahrtal bedrohen den Gebäudebestand 
auch in Baden-Württemberg. Dies er-
höht den ohnehin schon hohen Kosten-
druck. Angesichts dieser Entwicklung 
verabschieden sich aufgrund der verän-
derten Kostenbelastungen immer mehr 
Hauseigentümer aus dem Versicherungs-
schutz. Die steigenden Kosten des Gebäu-
debestandserhalts müssen wieder soli-
darisch von allen Gebäudeeigentümern 
getragen werden. 

Deshalb fordern wir als Fraktion, das Sys-
tem der öffentlich-rechtlichen Pflichtver-
sicherung wiedereinzuführen. Mit unserem 

„Gesetz zur Einrichtung einer Gebäudever-
sicherungsanstalt für Baden-Württemberg“ 
wird eine PMA geschaffen. Sie übernimmt 
die Haftung für Feuer- und Elementarschä-
den. Nach der Katastrophe im Ahrtal wird 
die Einführung einer Pflichtversicherung 
bundesweit diskutiert. Die AfD-Fraktion ist 
mit ihrem Antrag in Baden-Württemberg 
Vorreiter und drängt Ministerpräsident 
Kretschmann damit zum Handeln.

Jahr 1994 2004 2010 2022
Betrag 108,73 160,91 249,79 461,2
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Entwicklung der Elementarschadenversicherung

Gebäudeversicherungsanstalt: 
Solidargemeinschaft

Jeder ein Staatssekretär?
Noch gravierender sind die jährlich wiederkehrenden 
Milliardenbelastungen der Regierung Kretschmann 
durch Aufblähung des Verwaltungsapparates. 2016 
hatte Baden-Württemberg fünf Staatssekretäre – fünf 
Jahre später sind es 16. Das ist ein Zuwachs von ca. 23 
Prozent pro Jahr. Wenn sich dieser Aufwuchs fortsetzt, 
wären wir 2031 bei 110 – jeder Abgeordnete einer Regie-
rungsfraktion wäre Staatssekretär. Im Jahr 2087 wäre 
jeder Baden-Württemberger Staatssekretär. 
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Von einer effektiven Verwaltung ist die Landesregie-
rung so weit entfernt wie „The Länd“ vom Mond. Per Ge-
setz sagt sich die grüne Landesregierung vielmehr von 
jeder Sparanstrengung los, indem sie in § 2 des Haus-
haltsgesetzes die „Stelleneinsparverpflichtung“ kurzer 
Hand gestrichen hat. Daher fordert die AfD-Fraktion 
ein Staatssekretärsgesetz.
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Die AfD-Fraktion steht für ein moder-
nes und bedarfsgerechtes Straßen-
netz. Hierzu gehört für uns unbedingt 
der Nordost-Ring Stuttgart. Durch die-
se Umfahrung werden über rund 12 Ki-
lometer die B 14 bei Waiblingen und die 
B  27 bei Ludwigsburg durch teilweise 
Untertunnelung miteinander verbun-
den. Diese Tunnellösung, die auch das 
Landschaftsbild wahrt, kostet nach 
unseren Berechnungen ca. 1 Mrd. Euro. 
Bedenkt man allerdings, für welche 
unsinnigen ideologischen Projekte die 
Landesregierung Geld verschleudert, 
ist das eine überaus sinnvolle Investi-
tion. Die Umfahrung entlastet die stau-
trächtigen Autobahnen A  8 und A  81 
ebenso wie den Stadtverkehr Stuttgart. 
Zugleich ergeben sich neue Impulse für 
den Wirtschaftsstandort Baden-Würt-
temberg. 

Die Umfahrung ist im Bundesverkehrswe-
geplan 2030 bereits als „Weiterer Bedarf 
mit Planungsrecht“ ausgewiesen. Der 
frühere Bundesverkehrsminister Andreas 
Scheuer (CSU) warb Ende 2018 für das Pro-
jekt. Der Verband Region Stuttgart hat die 
Strecke 2019 in den Regionalverkehrsplan 
aufgenommen. Und noch im Januar 2020 
betonte auch die CDU-Landtagsfraktion 
die Notwendigkeit einer leistungsfähigen 
Umfahrung Stuttgarts. Wochen später 
erklärte zudem die FDP, der Vorschlag 
bringe die berechtigten Forderungen der 
Wirtschaft nach einer besseren Verkehrs-
verbindung und die notwendige Reduzie-
rung des Durchgangsverkehrs zusammen. 
Ebenfalls aus dem Jahr 2020 stammt eine 
Machbarkeitsstudie des bekannten Waib-
linger Unternehmers Rüdiger Stihl. Doch 
passiert ist bis heute nichts. Eine Umset-
zung ist nur mit der AfD-Fraktion möglich.

Bereits im vergangenen Jahr hob das Verwaltungsgericht 
Stuttgart das bundesweit einzigartige Nachtangelverbot 
in Baden-Württemberg auf. Da das Urteil aber nur Wirkung 
für die klagenden Angler entfaltete, reichte die AfD-Frak-
tion umgehend einen Gesetzesentwurf zur Streichung die-
ses Verbots ein. Die Landesregierung kündigte prompt an, 
die Fischereiverordnung zu ändern. Doch die AfD-Fraktion 
hielt an ihrem Gesetzentwurf fest – denn diese Regierung, 
die kein Problem damit hat, regelmäßig die Grundrechte der 
Bürger über Notverordnungen auszuhebeln, hat es nicht 
geschafft, eine Verordnung in einem halben Jahr zu ändern. 
Doch die anderen Fraktionen wollten das Gesetz nicht.

Unter Berufung auf den Naturschutz zauberten die Grünen ein paar Bodenbrü-
ter aus dem Hut – die aber gar nicht geangelt werden. Maßnahmen wie Natur-
schutzgebiete, Rückzugszonen, Schonzeiten und Schonmaße bestehen völlig 
unabhängig von einem pauschalen Nachtangelverbot – das ja auch nur Angler 
betrifft. Doch der Naturschutz ist eben auch nicht gegeben, wenn die Angler 
daheimbleiben müssen, aber man gleichzeitig am See vollkommen rechtmä-
ßig Party machen kann. Wenn also ein besonderer Schutz notwendig ist, muss 
dieser individuell bestimmt werden und darf schon gar nicht nur eine Bevölke-
rungsgruppe betreffen. Und obwohl selbst SPD und FDP vor wenigen Jahren 
noch selbst für eine solche Änderung gestimmt hatten, wurde unser Gesetz 
abgelehnt. Ironie der Geschichte: Eine Woche später erschien die neue Fische-
reiverordnung. Ohne Nachtangelverbot. AfD-Fraktion wirkt eben doch.

Kampf dem Nachtangelverbot 

Verkehr in und um Stuttgart

AfD-Fraktion fordert 
Eigenheimzulage  
auf Landesebene
Wohneigentum ist Daseinsvorsorge! Die Quote der-
jenigen Menschen in Baden-Württemberg, die in ihren 
eigenen vier Wänden wohnen, ist im internationalen 
Vergleich sehr gering. Wohneigentum macht Menschen 
unabhängig von der Mietpreisentwicklung, schützt auch 
in beruflichen Krisen vor Notlagen und Obdachlosigkeit 
und ist ein wichtiger Baustein der Altersvorsorge. 

Während im EU-Schnitt 2020 fast 70 Prozent der Be-
völkerung in der eigenen Immobilie wohnten und nur 
30 Prozent in einer gemieteten Unterkunft, wohnten 
in Deutschland mit 50,4 Prozent nur die Hälfte der Be-
völkerung im Eigenheim, der Rest in gemieteten Unter-
künften. Damit ist Deutschland innerhalb der EU das 
Schlusslicht bei der Eigenheimquote. Auch in Baden-
Württemberg war die Quote mit 52,6 Prozent sehr gering –  
zu gering. Deshalb fordert die AfD-Fraktion die Eigenheim-
zulage auf Landesebene. Wir möchten jedem Bürger für 
den Erwerb seiner ersten selbstgenutzten Immobilie mit 
insgesamt 10.000 €, verteilt auf zehn Jahre, unter die Arme 
greifen. Familien mit Kindern werden zusätzlich 5.000 € je 
Kind erhalten. Wir wollen hierbei keinen Unterschied ma-
chen zwischen einem Neubau und einer Renovierung. 

Gerade in unserem Bundesland ist der Erwerb einer Im-
mobilie aufgrund der hohen Preise besonders für junge 
Familien eine große Belastung. Die AfD-Fraktion möch-
te Menschen die Möglichkeit geben, für ihr Alter vorzu-
sorgen und in die eigene Immobilie zu investieren. Die 
Obergrenze des förderungsfähigen Einkommens sehen 
wir bei 100.000 Euro im Jahr pro Haushalt. Das bringt 
die AfD-Fraktion in den nächsten Haushalt ein.

endlich entlasten
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Ist die AfD-Fraktion der Meinung,  
dass es keinen Klimawandel gibt? 
Natürlich gibt es einen Klimawandel. Wir 
bezweifeln diese Tatsache in keiner Weise, 
denn die Geschichte der Erde zeigt, dass sich 
das Klima auf unserem Planeten seit Jahr-
millionen permanent verändert. Wir bezwei-
feln jedoch, dass nationale Alleingänge einen 
Effekt haben werden, sofern wir überhaupt 
als Menschen einen Einfluss darauf haben. 
Eine CO2-Abgabe hierzulande hilft jeden-
falls weder dem Klima noch der Umwelt. Wir 
sprechen uns stets für globale Lösungen aus. 
Dazu gehört die Aufforstung und in besonde-
rer Weise der Schutz des Regenwalds. Realer 
Umwelt- statt zielloser Klimaschutz. 

Hat die AfD-Fraktion etwas  
gegen Flüchtlinge? 
Wer verfolgt wird, aus welchen Gründen auch 
immer, erhält unseren Schutz, bis die Be-
drohung nicht mehr besteht. Wir lehnen aber 
jene Personen ab, die nach Deutschland „flie-
hen“, um in unser Sozialsystem einzuwan-
dern. Diese Menschen sind keine Flüchtlinge, 
sondern Wirtschaftsmigranten. Wer sich zu-
dem nicht an unsere Gesetze und Regeln hält, 
muss zurück in seine Heimat. 

Ist die AfD-Fraktion 
europafeindlich? 
Keineswegs! Wir sind nicht gegen, sondern 
für ein anderes Europa. Hier wird leider 
der Kontinent mit der Europäischen Union 
gleichgesetzt, der wir nicht feindlich, aber 
kritisch gegenüberstehen. Wir möchten wie 
einst der französische Präsident de Gaulle 
vielmehr ein Europa der Vaterländer. Die EU 
sollte nicht zu viele Kompetenzen haben, weil 
sich die Mitgliedsstaaten doch sehr stark 
voneinander unterscheiden. Dass ein euro-
päischer Zentralismus der falsche Weg ist, 
haben wir auch schon in der Eurokrise gese-
hen. Gegen eine enge politische Zusammen-
arbeit sind wir aber natürlich nicht, solange 
die Staaten souverän bleiben.

Ihr seid ja gegen die  
„Ehe für alle“. Ist die  
AfD-Fraktion homophob? 
Nein, es bedeutet nur, dass man einen tradi-
tionellen Begriff der Ehe bevorzugt, der diese 
nun einmal als Keimzelle der Familie betrach-
tet. Dementsprechend wollen wir das Ehegat-
tensplitting ja auch um ein Familiensplitting 
ergänzen. Homophob wäre es hingegen, Men-
schen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung 
abzulehnen. Das liegt uns fern, vielmehr soll-
te sich der Staat hier heraushalten.

Wie steht die AfD-Fraktion  
zu Rassismus?
Nur weil wir als einzige Fraktion einige For-
men der Zuwanderung konsequent ableh-
nen, sind wir sicherlich keine Rassisten oder 
Ausländerfeinde. Wir haben nach der Grü-
nen-Fraktion die meisten Abgeordneten und 
Mitarbeiter mit Migrationshintergrund. Wir 
müssen darauf achten, dass die kulturelle 
Identität des Landes im Sinne einer Leitkul-
tur bewahrt wird. Dementsprechend sollte 
eine Einwanderung aus anderen Kulturkrei-
sen nur noch in kleinen Kontingenten erfol-
gen, um Parallelgesellschaften und Armuts-
migration vorzubeugen. 

Ehrliche 
Antworten

Kritische 
Fragen

im 17. Landtag von Baden-Württemberg
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